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70 Prozent der Lehrlinge rentieren
Eine neue Studie illustriert eine der Stärken der helvetischen Berufslehre

HANSUELI SCHÖCHLI

Donald Trump will die Importe aus der
Schweiz reduzieren. Mindestens eine
Form von Import möchten er und seine
Regierung aber intensivieren: die Ein-
fuhr von SchweizerWissen über die Be-
rufsbildung. Schon frühere amerikani-
sche Regierungen hatten Interesse am
Schweizer Modell der Berufslehre ge-
zeigt. Die gemeinsame Absichtserklä-
rung zu einem Zoll-Deal zwischen den
USA und der Schweiz vom vergange-
nen Freitag enthält auch eine Passage
zur stärkeren Förderung der Berufslehre
in den USA.

Was für die USA das Silicon Val-
ley ist, ist für die Schweiz das System
der Berufsbildung: ein historisch ge-
wachsenes Ökosystem, das einen be-
deutendenWettbewerbsvorteil darstellt
und schwierig zu kopieren ist. Zentrale
Akteure im Schweizer Ökosystem sind

Lehrbetriebe, Berufsorganisationen,
Branchenverbände, Schulen,Eltern,Be-
hörden und die Jugendlichen selbst.

Die Berufslehre integriert die
Jugendlichen schon früh in die Arbeits-
welt und liefert viele Wege zur Wei-
terentwicklung danach. Ein zentrales
Element: Für schulisch leistungsfähige
Jugendliche bietet die Berufslehre min-
destens so gute langfristige Aussichten
wie das Gymnasium. Das war im Jahr
2021 der Befund einer vom Bund be-
stellten Analyse.

Plus 4500 Franken pro Jahr

Ein weiteres bedeutendes Puzzleteil der
Berufsbildung illustrierte am Montag
eine Studie der Eidgenössischen Hoch-
schule für Berufsbildung (EHB) imAuf-
trag des Bundes: Die meisten Lehrlinge
sind für ihreArbeitgeber schon während
der Lehrzeit rentabel.

Die Untersuchung beruht auf der Be-
fragung von rund 6600 Betrieben für das
Lehrjahr 2022/23. Im Durchschnitt aller
Lehrverhältnisse hatten die Betriebe
im betrachteten Jahr Kosten von rund
28 000 Franken. Zu den Kosten zäh-
len die Ausbildungs- und Betreuungs-
kosten sowie der Lehrlingslohn. Dem
stand eine durchschnittliche Produk-
tionsleistung der Lehrlinge von 32 500
Franken gegenüber. Das ergibt einen
Nettonutzen von rund 4500 Franken pro
Lehrling für das betrachtete Lehrjahr.

Bei insgesamt 71 Prozent der Lehr-
verhältnisse entstand ein Nettonutzen
schon während der Lehre. Keine ent-
scheidende Rolle in diesem Punkt
scheint die Grösse des Lehrbetriebs zu
spielen: In allen untersuchten Grössen-
gruppen war der durchschnittliche
Nettonutzen ähnlich hoch. Erwartungs-
gemäss gilt zudem: In den oberen Lehr-
jahren sieht die Rechnung für die Be-

triebe deutlich besser aus als zu Beginn.
Im ersten Lehrjahr überwiegen die Kos-
ten für die Lehrlinge im Mittel deren
Produktionswert, im zweiten Lehrjahr
dreht sich das Bild, und es verbessert
sich in der Folge noch weiter.

Grosse Unterschiede gibt es zwi-
schen den Lehrberufen. Während der
Nettonutzen von Gärtnerlehrlingen
oder Dentalassistenten innerhalb von
drei Jahren mehr als 30 000 Franken
beträgt, liegt er bei auszubildenden
Köchen bei ungefähr null. Ein (klei-
nes) Minus im Durchschnitt ist für die
Maurer ausgewiesen. Der Grund: «Die
Lehrlingslöhne der Maurer sind mit
Abstand die höchsten.» Dies sagt der
Studien-Co-Autor und EHB-Profes-
sor Jürg Schweri. So liege der Median-
lohn derMaurerlehrlinge im ersten Jahr
bei gut 1000 Franken pro Monat, und
er steige bis im dritten Lehrjahr auf gut
2100 Franken.

Bei den vierjährigen Lehren fal-
len drei Berufe mit einem Minus auf:
Polymechaniker,Automatiker und (mit
einem kleinen Minus) Informatiker. In
diesen Berufen haben die Lehrlinge
im ersten Lehrjahr oft sehr viel Unter-
richt. Doch selbst bei diesen Berufs-
lehren sieht die Rechnung für die Be-
triebe am Ende im Durchschnitt posi-
tiv aus, weil ein erheblicher Teil der
Betroffenen nach dem Lehrabschluss
im Betrieb bleibt und die Arbeitgeber
dadurch Rekrutierungs- und Einstel-
lungskosten sparen können.Diese Ein-
sparungen hat die Studie ebenfalls er-
rechnet. Bei den Polymechanikern und
Informatikern bleiben laut Schweri im
Mittel fast 60 Prozent der Lehrabgän-
ger im Betrieb.

Weniger rentabel in Deutschland

Im Vergleich zu Deutschland weisen
die Schweizer Berufslehren ein deutlich
besseres Kosten-Nutzen-Verhältnis für
die Betriebe aus. In Deutschland sind im
Mittel die Kosten während der Berufs-
lehre grösser als der Produktionsnutzen
der Lehrlinge. Der Studienautor Jürg
Schweri nennt vor allem zwei Gründe:
Die Berufslehren in Deutschland seien
imVergleich zur Schweiz stärker ausbil-
dungs- statt produktionsorientiert, und
die Produktionsleistung der Lehrlinge in
der Schweiz werde wegen des höheren
Lohnniveaus für erwachsene Arbeits-

kräfte höher bewertet. Zudem sind die
Lehrlingslöhne in Deutschland im Mit-
tel leicht höher als in der Schweiz.

Bei den Lehrverhältnissen gilt nicht
das Prinzip «je rentabler, desto bes-
ser». Aber dass viele Lehrverhältnisse
in der Schweiz schon während derAus-
bildungsphase rentabel sind für die Be-
triebe, ist im relativ liberalen Arbeits-
markt ein wesentlicher Faktor für die
Verbreitung der Berufslehre. Denn die
Betriebe riskieren, dass ihnen die ausge-
bildeten Lehrlinge nach demAbschluss
abspringen. Die Arbeitgeber haben
immerhin die Chance, die passends-
ten Lehrlinge durch attraktive Ange-
bote zum Verbleib im Betrieb zu moti-

vieren. Laut dem Bildungsbericht 2023
der Schweizerischen Koordinations-
stelle für Bildungsforschung ist etwa
ein Drittel der Lehrabgänger ein Jahr
nach dem Lehrabschluss noch im glei-
chen Betrieb.

Die Berufslehre ermöglicht den Ein-
stieg, schafft aber kein Präjudiz für das
ganze Berufsleben. Denn Lehrabgän-
ger sind mobil: Gemäss dem erwähn-
ten Bildungsbericht arbeitet fünfein-
halb Jahre nach dem Lehrabschluss nur
noch knapp die Hälfte im ursprünglich
erlernten Beruf.

Die Berufslehre ist weiterhin der be-
deutendste Bildungsweg nach dem Ab-
schluss der obligatorischen Schule. 2023
hatten im Landesmittel rund 60 Pro-
zent der Personen imAlter von 25 nach
den obligatorischen Schulen einen Erst-
abschluss in der beruflichen Grund-
bildung. ImVergleich zu 2015 hat die be-
rufliche Grundbildung indes fünf Pro-
zentpunkte eingebüsst. Marktanteile
gewonnen haben dagegen die Fach-
mittelschulen und die Gymnasien.

Die Verlegung des UBS-Hauptsitzes
als Dauerthema
Der Verwaltungsratspräsident der Bank soll Gespräche mit dem amerikanischen Finanzminister geführt haben

EFLAMM MORDRELLE

Laut einem Bericht der «Financial
Times» hätten in den vergangenen
Monaten Treffen stattgefunden zwi-
schen demUBS-Verwaltungsratspräsi-
denten Colm Kelleher und dem ame-
rikanischen Finanzminister Scott Bes-
sent. Sie hätten sich darüber ausge-
tauscht, ob die Schweizer Grossbank
ihren Hauptsitz von Zürich in die USA
verlegen könnte.

Gemäss «FT» signalisiere die
Trump-Regierung in Washington die
Bereitschaft, einen möglichen Umzug
der UBS zu unterstützen. Sie würde da-
mit einen der wertvollsten Schweizer
Konzerne anziehen.

Hintergrund für die Spekulationen
sind die strengen Eigenkapitalvor-
schriften, die der Bundesrat als Folge
des Untergangs der Credit Suisse der
verbliebenen Grossbank auferlegen
will. Die neuen Regeln könnten die
UBS zwingen, mehr als 24 Milliarden
Franken an zusätzlichem Eigenkapital
vorzuhalten.

Aus Sicht der Bank handelt es sich
dabei um einen «extremen Vorschlag»,
der einen grossen Wettbewerbsnachteil
gegenüber globalen Rivalen bedeutet.

Dieser würde es für die Bank unattraktiv
machen, ihr Geschäft weiterhinmit einem
Hauptsitz in der Schweiz zu betreiben.

Mit der Wall Street vertraut

Die UBS kommentiert den Medien-
bericht aufAnfrage nicht. «Wie wir wie-
derholt gesagt haben, wollen wir weiter-
hin als globale Bank erfolgreich aus der
Schweiz heraus operieren», schreibt die
Grossbank in einer Stellungnahme.

Die Vereinigten Staaten wären für
die Bank theoretisch aber eine attrak-
tive Destination. Die UBS betreibt dort
bereits ein grosses Vermögensverwal-
tungsgeschäft, auch die UBS-Aktien
haben eine Zweitkotierung an der US-
Börse (NYSE).Der UBS-Präsident Kel-
leher hat zudem fast seine gesamte Kar-
riere an der Wall Street verbracht und
kennt sich mit den Verhältnissen ent-
sprechend gut aus.

Trotz Bekenntnis der UBS zum
Schweizer Standort steht sie mit den
Behörden wegen der künftigen Kapital-
ausstattung weiterhin in Konflikt. Ge-
rüchte um einen möglichenWegzug der
Bank stehen seit Monaten im Raum.
Die Annahme war zunächst, dass diese
Gerüchte der Grossbank in der Kapi-

taldebatte in die Hände spielen: Damit
die UBS nicht wegzieht, soll das Parla-
ment die Kapitalerfordernisse für die
Bank mindern.

Entsprechende Gerüchte wurden
über die Medien gestreut. So berichtete
das Boulevardblatt «New York Post»
im September bereits von Gesprächen,
die zwischen der UBS und der Trump-
Regierung stattgefunden haben sollen.
Gegenstand:DieModalitäten eines Um-
zugs der Bank in die USA.

Denn die Bank sieht sich bereits jetzt
durch die anhaltende Kapitaldebatte
benachteiligt. Hinzu kommt der unge-
wisse Ausgang der Rechtsverfahren in
Zusammenhang mit der Abschreibung
von AT1-Kapitalinstrumenten der CS,
was für die UBS als Rechtsnachfolge-
rin der CS hohe Kosten zur Folge haben
könnte. So lastet derzeit viel Unsicher-
heit auf der UBS, was sich in einem im
Verhältnis zu anderen Banken schlep-
pendenAktienkurs ausdrückt.

Parlamentskommission spurt

Woher die neuen Umzugsgerüchte
stammen, ist offen. Dem Vernehmen
nach soll die UBS derzeit kein Inter-
esse daran haben,Wegzugsspekulatio-

nen zu befeuern, weil sich die Dinge
im Parlament im Sinne der Bank ent-
wickeln: So haben sich dieWirtschafts-
kommissionen sowohl des National-
rats wie auch des Ständerats gegen zu
strenge Auflagen in der Eigenmittel-
verordnung ausgesprochen. Die Vor-
gaben sollen verhältnismässig und
international abgestimmt sein, um die
Wettbewerbsfähigkeit des Finanzplat-
zes nicht zu gefährden.

Zwischen der Schweiz und ihrer
globalen Grossbank herrscht trotz-
dem keine Harmonie. So kritisierte
Colm Kelleher jüngst an einemAnlass
in Hongkong die Schweizer Regierung
für die neuen Bankregeln.Die Schweiz
befinde sich zudem in einer «Identi-
tätskrise» hinsichtlich ihrer Rolle in
der Bankenwelt.

Kelleher stellte auch die Zukunfts-
aussichten des Schweizer Finanzplat-
zes infrage. Die Schweiz verliere in der
Vermögensverwaltung angesichts der
konkurrierenden Finanzplätze Hong-
kong und Singapur an Glanz.Auch der
Handelskrieg und die Trump-Zölle
schadeten dem Standort. Die Schweiz
stehe an einem «Scheideweg», weil sie
diese grossen Herausforderungen vor
sich habe.

Die starke Praxisorientierung der Lehre in der Schweiz ist für Lernende wie Lehrbetriebe ein Gewinn. CHRISTIAN BEUTLER / KEYSTONE

Die Berufslehre ist ein
historisch gewachsenes
Ökosystem, das einen
Wettbewerbsvorteil
darstellt und schwierig
zu kopieren ist.

IN KÜRZE

Deutsche Wirtschaft
wächst unter EU-Schnitt
(dpa) · Die deutsche Wirtschaft wird
nach der Herbstprognose der EU-Kom-
mission 2026 Fahrt aufnehmen, aber
dennoch knapp unter dem EU-Schnitt
bleiben. Wie aus in Brüssel vorgestell-
ten Zahlen hervorgeht, rechnen Kon-
junkturexperten mit einem Anstieg des
Bruttoinlandprodukts um 1,2 Prozent.
Im EU-Schnitt werden 1,4 Prozent er-
wartet, in den Euro-Staaten 1,2 Prozent.
Insgesamt fällt die Prognose freund-
licher aus als noch im Frühjahr. So
wurde im Mai für Deutschland im lau-
fenden Jahr eine Stagnation der Wirt-
schaft vorhergesagt und für 2026 ein
BIP-Wachstum um 1,1 Prozent.

Schwarz-Gruppe investiert
Milliarden in Rechenzentrum
(dpa) · Die Schwarz-Gruppe, Mutter-
gesellschaft von Lidl und Kaufland,
investiert 11 Milliarden Euro in ein
neues Rechenzentrum in Lübbenau. Es
handele sich um die grösste Einzelinves-
tition in der Unternehmensgeschichte,
sagte Christian Müller, Co-Vorstands-
chef von Schwarz Digits, der Digital-
Sparte des Konzerns, beim Spatenstich.
Zweieinhalb Milliarden Euro gingen in
den Bau, der Rest in die IT-Infrastruk-
tur. Staatliche Förderung gebe es nicht.
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«Wenn die Erbschaftssteuer angenommen
wird, bin ich mit meiner Frau weg»
Der Milliardär Willy Michel baut mit 78 Jahren nochmals ein Unternehmen auf. Die Medtech-Firma Ypsomed, die er gegründet hat, führt heute
sein Sohn. Sorgen machten ihm die Juso-Initiative und die Zuwanderung, sagt er im Gespräch mit Dominik Feldges und Benjamin Triebe

MilliardäremögenWert aufDiskretion
legen. Nicht so Willy Michel. Er mag
klare Worte: «Stärkste Steuerzahler
vertreiben–dubezahlst.Nein zur Juso-
Initiative», steht auf dem Plakat der
FDP, das neben dem Tor zum Schloss
Gümligen hängt, seinem Wohnsitz in
Muri bei Bern. Vor fast 300 Jahren
wurde das Anwesen erbaut; Michel
hat es restauriert. Er öffnet selbst die
Türund serviert auch selbst denKaffee.

Herr Michel, wir sitzen im Schloss
Gümligen, das Sie vor 25 Jahren ge-
kauft haben. Arbeiten Sie am selben
Schreibtisch, an dem einst General Gui-
san die Verteidigung der Schweiz gegen
die Nazis plante?
Nein, mein Büro befindet sich im ers-
ten Stock und nicht hier im Parterre.Das
einstige Arbeitszimmer von General
Guisan ist der einzige Raum, der noch
mit Möbeln aus seiner Zeit ausgestattet
ist.Wir nutzen ihn vor allem für die Be-
wirtung von Gästen.

Das Schloss ist ein besonderer Ort. Füh-
len Sie sich als besonderer Schweizer?
Eigentlich nicht. Ich fühle mich eher
als Urschweizer. Ich wuchs in Burg-
dorf im Emmental auf. Mein Vater war
Rangiermeister und züchtete nebenbei
Schweine. Als ich ungefähr in der sieb-
ten Klasse war, sagte er mir, ich könne
eine Lehre bei einer Metzgerei in Burg-
dorf machen. Ich als Metzgerlehrling!
Für mich wäre das der grössteAlbtraum
gewesen.

Hätten Sie selbst lieber das Gymnasium
besucht?
Das Gymnasium war in meinem Eltern-
haus keinThema. Ich sah in der Zeitung,
dass die Firma Ciba-Geigy Lehrlinge in
Basel suchte. Also zog ich dorthin und
begann eine Lehre als Chemielabo-
rant. Ich hatte eine Schlummermutter
in Pratteln. Als ich von zu Hause aus-
zog, war ich erst 16 Jahre alt. Fünfzehn
Jahre später bin ich wieder nach Burg-
dorf gezogen.

Als Erwachsener gründeten Sie später
eine Vielzahl von Firmen im Gesund-
heits- und Industriesektor.Was treibt Sie
an, Ihr Glück immer wieder als Unter-
nehmer zu suchen?
Ich weiss es nicht. Als Kind wollte ich
Garagist werden.Eine Zeitlang träumte
ich auch davon, eine Konditorei zu eröff-
nen. So komische Dinge halt, die einen
im kindlichenAlter beschäftigen.

Welcher Fehler als Unternehmer reut Sie
am meisten?
Vielleicht, dass ich mitunter zu hart auf-
trat. Ich konnte sehr konsequent sein,
wenn irgendwo Mist gebaut wurde.

In den frühen achtziger Jahren hatten
Sie eine bestimmt gut bezahlte Stelle
als Manager beim damaligen dänischen
Pharmaunternehmen Nordisk. Warum
gaben Sie diese auf und machten sich
selbständig?
Ich sah, mit welchen primitiven Mitteln
sich Diabetiker damals das Insulin sprit-
zen mussten. Teilweise bestanden die
Spritzen noch aus Glas und mussten vor
demGebrauch ausgekocht werden.Dia-
betiker vergassen immer wieder, sich das
Insulin zu spritzen, und bezahlten dies
mit schweren Komplikationen. Ich leide
selbst nicht unter Diabetes, aber diese
Zustände waren unhaltbar.

Ihre Gründungen drehten sich immer
um Insulin. Ihre heutige Firma, Mylife
Diabetescare, arbeitet an einer neuarti-
gen Patch-Pumpe, welche die Patienten
diskret auf die Haut aufkleben können.
Die Produktion bauen Sie aber im ost-
deutschen Schwerin auf. Ist der Werk-
platz Schweiz für Sie zu teuer geworden?
DieHalle in Schwerin ist für zwei Robo-
terstrassen ausgelegt. Beide vermögen

zusammen den jährlichen Bedarf von
bis zu 200 000 Patienten zu decken.
Eine dritte und eine vierte Roboter-
strasse werde ich wahrscheinlich in
Burgdorf einrichten. Die Produktion
ist hochautomatisiert.Man braucht da-
für wenige Leute.

Heisst das, der Produktionsstandort
Schweiz ist trotz allen Klagen über hohe
Kosten noch konkurrenzfähig?
Ja. Allerdings muss man unheimlich
viel automatisieren, damit die Rech-
nung aufgeht.

Ihre vorige Gründung war Ypsomed.
Unter der Führung Ihres Sohnes Simon
hat Ypsomed vor kurzem in China eine
Fabrik für Injektionspens eröffnet, mit
denen sich Patienten Medikamente
selbst verabreichen. Auch in den USA
sollen Pens gefertigt werden. Lassen
sich die beiden grösstenVolkswirtschaf-
ten nicht mehr aus der Schweiz oder aus
Deutschland heraus beliefern?
Ich war immer der Meinung,man sollte
dort produzieren, wo der Absatz ist.
Es bringt nichts, Produkte um dieWelt
herum zu verschiffen oder sogar mit
Flugzeugen zu befördern.

Wie weit zwingen amerikanische Zölle
Ypsomed zur Lokalisierung?
Ich bin überzeugt, dass die Zölle bis in
drei oder vier Jahren keinThema mehr
sein werden. Der Preis für die Ameri-
kaner ist zu hoch. Schon heute leiden
viele Unternehmen in den USA dar-
unter. Jüngst belieferte Ypsomed die
Kundschaft in Amerika aus Deutsch-
land.Dank derVereinbarung der Euro-
päischen Union betrug der Strafzoll 15
und nicht 39 Prozent wie im Fall der
Schweiz.

Ihr Sohn, Simon Michel, trägt zwei
Hüte: als CEO von Ypsomed und als
Nationalrat. Politisch setzt er sich vehe-
ment für den neuen Vertrag mit der EU
ein.Kommt die Firma wegen seines poli-
tischen Engagements nicht zu kurz?
Diese Gefahr war schon vor seiner Kan-
didatur ein Thema zwischen uns beiden.
Sie ist es immer noch. Ich war, ebenfalls
nebenberuflich, einst Mitglied der Exe-
kutive von Burgdorf und weiss, wie auf-
wendig ein politisches Mandat ist.Wenn
man es richtig machen will, ist das weit
mehr als ein 10-Prozent-Pensum, auch in
einer Legislative.

Stimmen Sie Ihrem Sohn zu, dass die
Schweiz das neue Vertragswerk mit der
EU unterzeichnen sollte?
Ich unterstütze Simon in dieser Frage
voll und ganz. Zugleich kann ich die ab-
lehnende Haltung des freisinnigen Alt-
bundesrats Johann Schneider-Ammann
nicht verstehen.

Was macht Sie zum Befürworter des
EU-Vertrags?
Wir haben 9 Millionen Einwohner.
Brüssel vertritt die Interessen von fast
450 Millionen Personen. Mir ist unklar,
weshalb die FDP nicht besser kommuni-
ziert, dass eine Vertiefung des bilatera-
len Wegs der Schweiz Vorteile brächte.
Zum Beispiel verschlingt das Bundes-
amt für Zivilluftfahrt enorme Summen.
Weshalb brauchen wir diesen Apparat?

Da spricht der Besitzer eines Privatjets.
Ich versuchte einmal, ein Flugzeug eines
Typs immatrikulieren zu lassen, von dem
es weltweit 300 bis 400 Stück gibt. Mir
beschied das Bazl, es müsse auch in
der Schweiz geprüft werden, und das
koste 70 000 Franken. Zugleich bleibe
die Maschine mindestens drei bis vier
Monate am Boden. Wer sagt mir, dass
die Mitarbeiter des Bazl besser sind als
jene derAufsichtsbehörden in den USA
oder in Europa? Wir könnten deren
Entscheide doch tel quel übernehmen.
Das würde uns viel weniger kosten.

Das ist kein Problem des Durchschnitts-
bürgers.
Ein weiteres Beispiel ist Swissmedic.
Wieso muss die Schweiz separat die Zu-
lassung neuer Medikamente überprü-
fen? Die SVP bemängelt immer, dass
der Kohäsionsbeitrag der Schweiz mit
dem neuen EU-Abkommen auf 350
Millionen Franken stiege. Ich bin über-
zeugt, dass das Einsparpotenzial hierzu-
lande deutlich höher wäre.

Nächstes Jahr kommt auch die 10-Mil-
lionen-Initiative der SVP zur Abstim-
mung. Haben wir ein Problem mit der
Zuwanderung?
Sicher.Wie wir das regeln, ist eine ganz
schwierige Frage. Es ist klar, dass die
SVP damit punkten kann.Da sollten der
Bundesrat und das Parlament Gegen-
vorschläge machen. Man muss differen-
zieren,welche Leute man in die Schweiz
lässt. Bei Ingenieuren haben wir einen
Bedarf. Aber im ungelernten Bereich
ist die Zuwanderung ein Problem, vor
allem aus Afrika.

Was schlagen Sie vor? Sollten Vermieter
Schweizer Mieter bevorzugen?
Man könnte nur dieAusländer ins Land
lassen, die einenArbeitsvertrag haben.

Schon am 30. November stimmt die
Schweiz über die Juso-Initiative ab,
die vererbte Vermögen ab 50 Millionen
Franken zu 50 Prozent besteuern will.
Haben Sie sich schon ein Domizil im
Ausland gesucht?
Ich habe via Mailand schon länger ein
Ruling in Italien gemacht. Dort zu le-
ben, würde mich pauschal 200 000 Euro
Steuern im Jahr kosten, garantiert über
fünfzehn Jahre. Wenn die Initiative an-
genommen wird, bin ich mit meiner Frau

weg.Wir können uns trotzdem 180 Tage
im Jahr in der Schweiz aufhalten. Wir
haben auch einen Wohnsitz auf Mal-
lorca, etwas in Piemont und sind schon
heute nur die Hälfte der Zeit hier.

Wofür braucht ein Mensch mehr als
50 Millionen Franken?
Die braucht er nicht, jedenfalls nicht zum
Leben. Ich halte unser Steuersystem kei-
neswegs für optimal.Wer seinVermögen
einzig demUmstand verdankt, dass er es
geerbt hat, darf ruhig Erbschaftssteuer
bezahlen. Aber bitte mit Augenmass.
Besteuert man Erbschaften,müsste man
die Vermögenssteuer reduzieren. Alles
andere wäre ungerecht. Doch was pas-
siert mit den Firmen,wenn ihre Besitzer
maximal ein Vermögen von 50 Millio-
nen Franken halten dürften? Die Eigen-
tümer würden sich doch gar nicht mehr
um die Unternehmen kümmern.

Sie sind 78 Jahre alt. Wie haben Sie
Ihren Nachlass geregelt?
Ein Teil meines Vermögens würde an
eine Stiftung übergehen. Deren Haupt-
zweck ist es unter anderem, das wissen-
schaftliche Diabetes-Zentrum in Bern
und das Franz-Gertsch-Kunstmuseum
in Burgdorf zu finanzieren. Zugleich
würde die Stiftung als Korrektiv wir-
ken, falls sich meine drei Kinder, die
ihren gesetzlichen Pflichtteil erhalten,
zerstreiten sollten. Ich möchte nicht,
dass Simon nach dem, was er alles für
den Aufbau von Ypsomed geleistet hat,
aus dem Unternehmen herausgedrängt
werden könnte.

DerAktienkurs vonYpsomed profitierte
lange vom Hype um die Abnehmsprit-
zen, die auch mit Pens verabreicht wer-
den.Dann hat der Kurszerfall von Novo
Nordisk Spuren hinterlassen. Ist die
Euphorie um die sogenannten GLP-1-
Präparate vorbei?
Die beiden führenden Hersteller, Novo
Nordisk und Eli Lilly, haben Schwierig-
keiten, ihren Vorsprung zu verteidigen.
Es wird bald mehr Konkurrenten geben,
die auchAutoinjektoren benötigen. Die
Injektoren werden aber weiterhin einen
grossen Markt bedienen. Menschen mit
einem erheblichen Übergewicht leiden
massiv öfter unter gesundheitlichen Pro-
blemen, vom Herzinfarkt bis zu Diabe-
tesTyp 2.Ausser Roche entwickeln welt-
weit mehrere Pharmafirmen GLP-1-
Agonisten.

Hat Roche Aussicht auf Erfolg?
Es ist traurig,wennmanRoche anschaut.
Der Konzern hatte die Möglichkeit, ein
GLP-1-Medikament weiterzuentwi-
ckeln, war aber schon einmal mit einem
Abnehmmittel nicht erfolgreich. Wahr-
scheinlich hat die Roche-Tochter Chu-
gai in Japan es an Eli Lilly weiterver-
kauft. Jetzt kauft Roche einen GLP-1-
Agonisten für Milliarden wieder ein.
Rückblickend ist es tragisch.

«Wir haben auch einenWohnsitz auf Mallorca, etwas in Piemont und sind schon heute
nur die Hälfte der Zeit hier», sagt der SchlossherrWilly Michel. ANNICK RAMP / NZZ

Der Serien-
Unternehmer
bet. · Willy Michel wurde 1947 in Burg-
dorf geboren. Dort gründete er später
die Firmen Disetronic und Ypsomed,
die unter anderem Injektionssysteme
für Insulin und andere flüssige Medi-
kamente entwickelten. Mit dem Ver-
kauf von Disetronic an Roche wurde er
reich. Sein Sohn Simon übernahm 2014
die Geschäftsleitung vonYpsomed; 2022
zog sich Willy Michel aus dem Verwal-
tungsrat zurück.Mit Mylife Diabetescare,
seinem neuen Unternehmen, führt er
das frühere Insulinpumpengeschäft von
Ypsomed weiter. Er ist der diesjährige
Träger des jüngst verliehenen Prix Suisse,
einer Auszeichnung für das Lebenswerk
von Persönlichkeiten in der Schweiz.

«Wer sein Vermögen
einzig dem Umstand
verdankt, dass er es
geerbt hat, darf ruhig
Erbschaftssteuer
bezahlen. Aber bitte
mit Augenmass.»


